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Das bange Warten auf das eigene E-Auto
VON CHRISTOPH DERNBACH

BERLIN Das könnte knapp werden:
Viele Kunden von Volkswagen, die
sich in diesen Tagen das Elektro-Au-
to ID.3 bestellen wollen, bekommen
von ihren Händlern „Kalenderwo-
che 49“ oder sogar noch später als
Liefertermin in Aussicht gestellt.
Grund für die langen Lieferzeiten
ist eine Kombination aus hoher
Nachfrage und Lieferschwierigkei-
ten, insbesondere bei Halbleitern.

DieWartezeit

E-Autos können aber nicht nur bei
VW nicht in gewünschten Stück-
zahlen geliefert werden. Auch Audi,
BMW, Opel, Hyundai, Peugeot und
Skoda lassen bei bestimmten Mo-
dellen die Kundschaft etliche Mona-
te warten, auch wenn bei manchen
Händlern Wagen kurzfristig zu ha-
ben sind. Modelle wie der Octavia iV
als Plug-in-Hybrid von Skoda sind
erst nach weit über einem Jahr ver-
fügbar. Unterschiedlich sieht es bei
Tesla aus: Während die Baureihen
Model S und X zum Teil erst nach
rund zwölf Monaten bei den Kun-
den sind, ist das Model Y kurzfris-
tig lieferbar.

Eine überlange Lieferfrist ist beim
Kauf eines Autos mitVerbrennungs-
motor in der Regel nur ärgerlich.
Soll ein E-Auto angeschafft werden,
kann die Wartezeit unter Umstän-
den teuer werden. Das liegt an ei-
ner möglichen zeitlichen Befristung
für die üppige staatliche Förderung,
die bislang gewährt wird. Bei einem
vollelektrischen Fahrzeug mit ei-
nem Nettolistenpreis bis zu 40.000
Euro geht es derzeit immerhin um
9000 Euro Prämie. Davon kommen
zwei Drittel vom Staat, wenn der
Hersteller das restliche Drittel mit
auf den Tisch legt. Bei Plug-in-Hy-
briden gibt es bis zu 6750 Euro.

Die Frist

Die Ampel-Koalitionäre von SPD,
Grüne und FDP wollen die Sub-
ventionsregelung der Vorgängerre-
gierung nur noch bis Ende 2022 un-
verändert fortführen. Was danach
kommt, ist ungewiss. Für manche
Fahrzeugtypen könnte die Förde-
rung deutlich abgeschmolzen wer-
den oder komplett entfallen. Ins-
besondere die Anschaffung von
Plug-in-Hybriden soll in absehba-
rer Zeit nicht mehr so umfangreich
gefördert werden.

Plug-in-Hybride haben einen
Elektro- und Verbrennungsmotor,
können aber im Gegensatz zu ein-
fachen Hybriden auch an einer La-
destation geladen werden. Diese
Fahrzeugklasse hat bei Umwelt-
schützern allerdings einen schlech-
ten Ruf, weil viele Käufer zwar die
Elektroprämie einkassieren, im All-

tag aber gar nicht oder nur selten
elektrisch ohne CO2-Ausstoß fah-
ren.

Nach 2022 will die Ampelkoaliti-
on nur noch Elektrofahrzeuge för-
dern, die nachweislich einen Klima-
schutzeffekt haben. Als Maßstab bei
Plug-in-Hybriden soll eine elektri-
sche Mindestreichweite gelten so-
wie der Anteil, zu dem der Wagen
rein elektrisch gefahren wird.

Die Aussage im Koalitionsvertrag
bedeutet keine Komplettabsage an
die staatliche Förderung. Das Ende
der Innovationsprämie für E-Au-
tos ist demnach erst für Ende 2025
geplant. Was aus dem ursprüngli-
chen Umweltbonus wird, steht noch

nicht fest. Doch die Worte „degres-
siv reformieren“ sind für potenziel-
le Käufer keine rosigen Aussichten,
auch für die, die sich ein reines
E-Fahrzeug anschaffen wollen.

Daher ist es für sie wichtig, nicht
nur in diesem Jahr noch zu bestel-
len. Für den Förderantrag beim
Bundesamt fürWirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (Bafa) muss der Wa-
gen auch ausgeliefert und zugelas-
sen sein. Und da das Jahr nur 52
Wochen hat, könnte das mit einem
Liefertermin in„Kalenderwoche 49“
oder später eng werden.

Der ADAC fordert, angesichts lan-
ger Lieferzeiten die Antragsmodali-
täten für die Innovations- und Um-
weltprämie zu verändern.„Wer sich
in diesem Jahr dazu entscheidet, auf
Elektromobilität umzusteigen, soll-
te sicher sein können, dass er auch
die für dieses Jahr zugesagte staatli-
che Förderung von bis zu 6000 Euro
erhält“, sagte ADAC-Verkehrspräsi-
dent Gerhard Hillebrand.

DasVertrauen

Der Club setzt sich dafür ein, dass
bei Abschluss eines Kauf- oder
Leasingvertrags eine Möglichkeit
zur Reservierung der Fördersum-
me eingeräumt wird. „Diese Zusa-
ge sollte für mindestens zwölf Mo-
nate gelten.“ Die Auszahlung sollte
weiterhin erst bei Zulassung des

Fahrzeugs erfolgen.„Nur so wird die
Verunsicherung bei E-Auto-Interes-
senten vermieden und notwendiges
Vertrauen geschaffen.“

DerHalbleitermangel

Die starke Nachfrage verschärft
die Situation. Zu Beginn der Co-
rona-Krise gingen
die großen Au-
to-Hersteller von
einer Absatzflau-
te aus und sagten
bei Halbleiter-Pro-
duzenten große
Chip-Bestellun-
gen ab.

Als der Auto-
markt überra-
schend rasch an-
zog, waren die frei
gewordenen Ka-
pazitäten längst an
andere Branchen
vergeben. Seitdem
brachte der Halbleitermangel im-
mer wieder die Produktionsbän-
der in Autofabriken zum Stillstand.
Experten erwarten erst 2023 eine
Kehrtwende.

Im Haus von Wirtschaftsminister
Robert Habeck (Grüne) wird an De-
tails der künftigen Förderung gear-
beitet. Der überraschende Stopp der
staatlichen Förderungen für ener-
gieeffiziente Gebäude hat gezeigt,

dass der Vizekanzler auch zu un-
populären Einschnitten greift.

Peter Fuß von der Unternehmens-
beratung EY glaubt, dass die Koaliti-
on nicht voreilig den Subventions-
stecker zieht: „Ich gehe davon aus,
dass die Bundesregierung die An-
schaffung eines E-Autos noch über
2025 hinaus unterstützen wird.“

Ohne diese Sub-
ventionen werde
es für viele Men-
schen finanziell
nicht darstellbar
sein, ein E-Auto
zu kaufen.

Um die Zie-
le des angekün-
digten „Green
Deals“ zu errei-
chen, komme es
aber nicht nur
auf den Absatz
der Autos an,
sagte Fuß. „Die
Industrie ist ja

im Prinzip lieferfähig und fährt auf
der Überholspur. Nur die Politik be-
wegt sich beim notwendigen Aus-
bau der Ladeinfrastruktur noch auf
der Kriechspur.“

Die Elektromobilität könne nicht
alleine durch Subventionen der
Fahrzeuge vorangetrieben werden.
Auch der Ausbau der Ladeinfra-
struktur müsse deutlich beschleu-
nigt werden.

Hohe staatliche Förderprämie für Elektrofahrzeuge ist nur bis Ende 2022 garantiert. Was danach kommt, ist ungewiss.

Ein eigenes Elektrofahrzeug zum Einstöpseln? Autokäufermüssen derzeit unter Umständen lange auf ihren elektrischen Neuwagenwarten. FOTO: DPA

„Wer sich in diesemJahr
dazu entscheidet, auf

Elektromobilität
umzusteigen, sollte

sicher sein können, dass
er auchdie für dieses

Jahr zugesagte
staatliche Förderung
vonbis zu6000Euro

erhält.“
GerhardHillebrand,

ADAC-VerkehrspräsidentIm Jahr 2019 hatte die alte
schwarz-rote Bundesregierung
beschlossen, den Umweltbonus
bis Ende 2025 zu verlängern und
deutlich zu erhöhen. Wegen der
Corona-Pandemie hatte Schwarz-
Rot zudem im Sommer 2020
festgelegt, den staatlichen An-
teil für die Förderung von elektri-
schen Fahrzeugen in Form einer
Innovationsprämie befristet zu
verdoppeln.

Unter der alten schwarz-
rotenBundesregierung

DIE FÖRDERUNG

Warum auch der Säumniszuschlag auf dem Prüfstand steht
STEUERRATGEBER

Zu diesen Nebenleistungen
zählt unter anderem der Ver-
spätungszuschlag, die Be-

rechnung von Zinsen und die Fest-
setzung von Säumniszuschlägen.
Der Verspätungszuschlag kommt
bei verspäteter Abgabe einer Steu-
ererklärung oder Steueranmeldung
zum Tragen. Die Zinsfestsetzung
betrifft viele Besteuerungstatbe-
stände infolge verspäteter Steu-
erfestsetzung. Säumniszuschläge
werden bei verspäteter Zahlung er-
hoben.

Die Entscheidung über die Ver-
fassungsmäßigkeit der Zinsen in
Höhe von sechs Prozent pro Jahr
hat auch Auswirkungen auf die
Frage nach der Höhe von Säumnis-
zuschlägen.

Wird eine Steuer nicht bis zum
Ablauf eines Fälligkeitstags ent-
richtet, so ist für jeden angefange-
nen Monat der Säumnis ein Säum-
niszuschlag von einem Prozent
des abgerundeten rückständigen

Steuerbetrags zu entrichten. Auf
ein volles Jahr gerechnet sprechen
wir immerhin von zwölfmal einem
Prozent, also zwölf Prozent Zu-
schlag. Das Ziel dieser Festsetzung
ist zum einen, über ein Druckmit-
tel den Steuerschuldner zur recht-
zeitigen Zahlung anzuhalten. Zum
anderen soll der Steuerpflichtige
für den Schaden durch die verspä-
tet gezahlte Steuer aufkommen. In-
sofern hat der Säumniszuschlag
auch einen Zinseffekt.

Auf der Basis bisheriger Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs
geht man in der Literatur davon
aus, dass der Strafanteil und der
fiktive Zinsanteil jeweils die Hälf-
te des festzusetzenden Säumniszu-
schlags ausmachen.

UmdenZinsanteil ginges indem
folgendenVerfahren:Ein Steuer-
pflichtiger kam für zwei Monate
im Jahr 2018 der rechtzeitigen Zah-
lung der Umsatzsteuer nicht nach.

Dem Gesetz folgend setzte das Fi-
nanzamt für jeden angefangenen
Monat der Säumnis einen Säum-
niszuschlag fest. Gegen diese Fest-
setzung erhob der Steuerpflichti-
ge Einspruch und beantragte Aus-
setzung der Vollziehung bis zur
Entscheidung über seinen Ein-
spruch. In der Einspruchsbegrün-
dung machte der Steuerpflichtige
klar, dass er den hälftigen Strafan-
teil des Säumniszuschlags akzep-
tiere, sich jedoch mit der Höhe des
Zinsanteils nicht einverstanden er-
klären könne. Immerhin beträgt
ein solcher Zinsanteil 0,5 Prozent

pro Monat und somit sechs Pro-
zent pro Jahr und dies hat unlängst
das Bundesverfassungsgericht ab
dem Jahr 2019 als verfassungswid-
rig erklärt.

Das Finanzamt lehnte die Aus-
setzung der Vollziehung ab. Auf-
grund dessen stellte der Steuer-
pflichtige einen gleichlautenden
Antrag auf Aussetzung der Vollzie-
hung beim zuständigen Finanzge-
richt Münster. Aber auch dort blieb
der Antrag erfolglos (Beschluss
vom 29.05.2020, Az. 12 V 901/20
AO). Das Finanzgericht führte in
seiner Begründung aus, dass die
bestehenden verfassungsrecht-
lichen Bedenken gegen die Zins-
höhe nicht auf Säumniszuschläge
übertragbar sind. Diese Sichtwei-
se beruht auf der Würdigung, dass
Säumniszuschläge erstrangig als
Druckmittel zu verstehen sind und
der enthaltene Zins nur einen Ne-
benzweck darstellt.

Auch in dieser Entscheidung sah

der Steuerpflichtige nach wie vor
eine Verletzung seiner Rechte und
legte beim Bundesfinanzhof in
München hiergegen Beschwerde
ein (Beschluss vom 26.05.2021, Az.
VII B 13/21 AdV). Hier nun hatte er
Erfolg. Die Richter bestätigten, dass
die Beschwerde begründet und zu-
lässig sei. Denn nach einer summa-
rischen Prüfung des Sachverhalts
sind die Richter dort der Auffas-
sung, dass an der Verfassungsmä-
ßigkeit der gesetzlich festgeleg-
ten Höhe der Säumniszuschläge
ernstliche Zweifel bestehen. Somit
hob der Bundesfinanzhof den Be-
schluss des Finanzgerichts und die
Entscheidung des Finanzamts auf.

Es bleibt die weitere Entwick-
lung abzuwarten. Jedoch sollte Ein-
spruch gegen die Höhe von fest-
gesetzten Säumniszuschlägen im
Hinblick auf den Zinsanteil einge-
legt werden.

wirtschaft@medienhausaachen.de
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Annuitätendarlehen
Nom.zins bei 3,5 % Tilg., 80% Beleih.
Kreditsumme 350.000 Euro
Banken mit LZ. mtl. Rate
Beratung vor Ort 10 Jahre in Euro

Überregionale Zinsangebote

Quelle: Stand: 04.02.2022

Weitere Informationen und Erläuterungen zum Thema

Bekomme ich einen
Immobilienkredit?

www.aachener-zeitung.de/ratgeber/geld/
www.aachener-nachrichten.de/ratgeber/geld/

Trend: leicht steigend

BB-Bank 0,97 1.303,75
Santander 1,05 1.327,08
Sparda-Bank West 1,10 1.341,67
Aachener Bank 1,22 1.376,67
Postbank 1,28 1.394,17
PSD Bank West 1,29 1.397,08

Hüttig & Rompf 0,90 1.283,33
Degussa Bank 1,05 1.327,08
Consorsbank 1,05 1.327,08
Comdirect 1,05 1.327,08
ING 1,14 1.353,33
Debeka Bausparkasse 1,21 1.373,75
1822direkt 1,22 1.376,67

W ie schwer fällt Ihnen der
Augenkontakt im Vor-
stellungsgespräch? Sieh

mich an, wenn ich mit dir rede –
den Spruch haben alle schon ge-
hört. Niemand möchte in wichti-
gen Gesprächen falsch beurteilt
werden. Deshalb ist die elterliche
Ermahnung richtig, wir schauen
im Vorstellungsgespräch die Ge-
sprächspartner an.
Aber wenn wir unsicher sind, nei-
gen wir dazu, verlegen nach unten

zu schauen. Kritische Menschen
könnten unsere Unsicherheit als
Schuldbewusstsein bewerten. Wer
versucht sich ein Bild vor Augen
zu rufen, schaut oft Richtung Zim-
merdecke und sieht dann sprich-
wörtlich hochnäsig aus. Man-
chen fällt es leichter nachzuden-
ken, wenn sie ins Unbestimmte,
vielleicht sogar aus dem Fenster,
schauen. Dadurch wirken sie ab-
wesend.
Unser Tipp: Halten Sie den Blick-
kontakt, aber vermeiden Sie den
sogenannten Primatenblick. Da-
mit ist das lange und intensive
Starren in die Augen gemeint. Die-
ser Blick wird als unangenehm
empfunden und gehört eher in
die Kategorie der Machtspielchen.
Die sind aber in guten Gesprächen
fehl am Platz.

Ansprechpartner bei Fragen: Regio-
nalagentur Region Aachen (Koordinati-
on der Beratungsstellen Perspektiven im
Erwerbsleben), Telefon: 0241/9278721-
43, E-Mail: regionalagentur@regionaa-
chen.de; Agentur für Arbeit (Berufs-
beratung im Erwerbsleben), Telefon:
0241/897-1111, E-Mail: Aachen-Dueren.
Projekt-Ich@arbeitsagentur.de
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SERIE
Perfekt
bewerben

BERLIN Die Deutsche Bahn will bis
zum Jahr 2040 Dieselkraftstoffe voll-
ständig aus ihrer Flotte verbannen
und ersetzen. „Unsere 3000 Diesel-
fahrzeuge sind bereits ab diesem
Jahr nach und nach mit alternati-
ven Kraftstoffen unterwegs“, teil-
te Bahnchef Richard Lutz mit: „Die
schrittweise Abschaffung des Die-
sels bis 2040 ist eines unserer zen-
tralen ökologischenVorhaben.“ Der
Konzern setzt dabei auf Biokraftstof-
fe, die aus Rest- und Abfallstoffen
hergestellt werden sollen. (dpa)

KURZNOTIERT

Deutsche Bahn setzt
künftig auf Biokraftstoffe


